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4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Sätze der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
sind letztmals zum 1. Juni 1970 angehoben worden. Sie sind 
durch die zwischenzeitliche wirtschaftliche Entwicklung und 
Verbesserung in anderen Sozialbereichen anpassungsbedürftig 
geworden. 

B. Lösung 

— Lineare Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe ab 1. Januar 
1972 um 20 DM monatlich für den Berechtigten, 15 DM 
monatlich für den Ehegatten und 7 DM monatlich für jedes 
Kind. 

— Einführung eines Sozialzuschlages zur Unterhaltshilfe, der 
das in den letzten Jahren eingetretene Mißverhältnis zur 
Sozialhilfe beseitigen soll. 

C. Alternative 

Eine Minderheit des Ausschusses hatte beantragt, die Sätze 
der Unterhaltshilfe stärker anzuheben und auch den Selbstän- 
digenzuschlag zur Unterhaltshilfe linear zu erhöhen. 


D. Kosten 

Die Mehrbelastung des Bundeshaushalts im Zeitraum des 
Finanzplans bis 1975 beträgt 

für 1972 = 12,1 Millionen DM 
für 1973 = 11,3 Millionen DM 
für 1974 = 10,5 Millionen DM 
für 1975 = 9,7 Millionen DM 

und ist im Entwurf des Bundeshaushaltsplans für 1972 und im 
Finanzplan bis 1975 berücksichtigt. 

Durch die Beschlüsse des Ausschusses ergeben sich Mehraus- 
gaben von 20 bis 25 Millionen DM jährlich. Sie sind — jeden- 
falls für den Zeitraum des Finanzplans bis 1975 — vom Aus- 
gleichsfonds zu tragen und belasten daher nicht die Haushalte 
von Bund und Ländern. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 

Lastenausgleichsgesetz 

(4. Unterlialtshilfe-Anpassungsgesetz — 4. UAG) 

— Drucksache VI/3155 — 


A. Bericht der Abgeordneten Freiherr von Fircks und Hofmann 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung mit Datum vom 18. Februar 1972 beim Deut- 
schen Bundestag eingebracht und von diesem in 
seiner 176. Sitzung am 3. März 1972 nach eingehen- 
der Aussprache dem Innenausschuß federführend 
und dem Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung überwiesen. Der Haus- 
haltsausschuß hat in seiner Sitzung am 12. April 
1972 gegen den Gesetzentwurf keine Bedenken er- 
hoben. Seinen Bericht nach § 96 der Geschäftsord- 
nung wird der Haushaltsausschuß gesondert vor- 
legen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 16. März 1972 abschließend beraten 
und in der Schluß abstimmung einstimmig gebilligt. 

II. Grundsätzliches 

Der Ausschuß hat dem Vorschlag der Bundes- 
regierung, vor der — in dem Entwurf eines 25. Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
vorgesehenen — zum 1. Januar 1973 beginnenden 
Dynamisierung der Unterhaltshilfe nochmals eine Er- 
höhung der Unterhaltshilfesätze nach dem bisher üb- 
lichen Verfahren vorzunehmen, grundsätzlich zuge- 
stimmt. Auch das Ausmaß der Erhöhung erschien 
ihm angemessen. Ein Antrag, die Sätze der Unter- 
haltshilfe einschließlich der Pflegezulage und des 
Taschengeldes stärker anzuheben, fand vor allem 
wegen der außerordentlichen Belastung des Aus- 
gleichsfonds und der öffentlichen Haushalte keine 
Mehrheit. Der gleiche Grund war in erster Linie für 


die Ablehnung eines Antrages maßgebend, der auch 
eine lineare Erhöhung des, Selbständigenzuschlags 
zur Unterhaltshilfe vorsah. Eine wesentliche Ver- 
besserung des Regierungsentwurfs hat der Aus- 
schuß mit der Einführung eines Sozialzuschlags zu 
der Unterhaltshilfe beschlossen. Durch diese neue 
Leistung soll vermieden werden, daß Unterhalts- 
hilfeempfänger ohne anrechnungsfreie Einkünfte 
und ohne Selbständigenzuschlag ergänzende Lei- 
stungen der Sozialhilfe in Anspruch nehmen müs- 
sen. Letzteres ist vom Bundesrat im ersten Durch- 
gang bemängelt worden, und auch die Bundesregie- 
rung hat in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme 
des Bundesrates eine Verbesserung für diesen Per- 
sonenkreis befürwortet. 

III. Zu den Einzel Vorschriften 

Soweit der Ausschuß den Gesetzentwurf unver- 
ändert übernommen hat, wird auf die Begründung 
des Entwurfs — Drucksache VI/3155 — verwiesen. 

Zu § 1 Nr. 2 a (§ 270 a) 

Zu den Gründen der Einführung eines Sozialzu- 
schlags wird auf die Ausführungen zu II. verwiesen. 
Die vorgesehenen Beträge sollen sicherstellen, daß 
die Leistungen der Unterhaltshilfe im Durchschnitt 
zumindest den Regelleistungen der Sozialhilfe ent- 
sprechen. Die .Regelleistungen der Sozialhilfe sind 
besonders bei Ehepaaren und beim Vorhandensein 
von Kindern dann höher als die Unterhaltshilfe, 
wenn Freibeträge und Sozialzuschlag nicht gewährt 
werden. Hier mußte deshalb eine besonders starke 
Verbesserung vorgenommen werden. 
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Zu § 1 Nr. 4 (§ 275 Abs. 1) 

Die Neufassung der Vorschrift ist wegen der Ein- 
führung des Sozialzusdilags erforderlich. Diese Lei- 
stung soll auch Vollwaisen zugute kommen, die 
älter als 15 Jahre sind, weil sonst auch hier ergän- 
zend Sozialhilfe in Anspruch genommen werden 
könnte. 

Zu § 1 Nr. 5 a (§ 278 a) 

Die neue Vorschrift ist wegen der Einführung des 
Sozialzuschlags zur Klarstellung erforderlich. 

Zu § 1 Nr. 6 (§ 279 Abs. 1) 

Bei der Erhöhung des Einkommenshöchstbetrags 
der Entschädigungsrente ist der Ausschuß zwar 


grundsätzlich dem Regierungsentwurf gefolgt, hat 
aber in die Erhöhungsbeträge auch die Sätze des 
Sozialzuschlags einbezogen. Andernfalls hätte bei 
besonders hoher Entschädigungsrente die Gewäh- 
rung des Sozialzuschlags zu einer entsprechenden 
Kürzung der Entschädigungsrente geführt. 


Zu § 1 Nr. 7 (§ 292) 

Der neue Buchstabe b ist wegen der Einführung 
des Sozialzuschlags erforderlich geworden. Es be- 
durfte der Klarstellung, ob bei Unterbringung in 
Heimen und ähnlichen Einrichtungen der Sozialzu- 
schlag für den Betreffenden an den Träger der So- 
zialhilfe gezahlt werden kann. 


Bonn, den 13. April 1972 


Der Innenausschuß 

Freiherr von Fircks Hofmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3155 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. April 1972 

Der Innenausschuß 

Freiherr von Fircks 

Dr. Schäfer (Tübingen) Hofmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 

Lastenausgleichsgesetz 

(4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 4. UAG) 

— Drucksache VI/3155 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz 

(4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 4. UAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Vier- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom (Bundesgesetzbl. IS....)» 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 1 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „235" 

durch die Zahl „255", 

b) in Satz 2 die Zahl „155" 

durch die Zahl „170" 

und die Zahl „80" 

durch die Zahl „87", 

c) in Satz 6 die Zahl „40" 

durch die Zahl „55". 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleidisgesetz 

(4. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 4. UAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Vier- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 22. Februar 1972 (Bundesge- 
setzbl. I S. 189), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. In § 269 wird ersetzt 


2. unverändert 


a) in Absatz 1 die Zahl „235" 

durch die Zahl „255", 
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Entwurf 

b) in Absatz 2 die Zahl „155" 

durch die Zahl „170" 
und die Zahl „80" 

durch die Zahl „87". 


3. In § 274 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz wird die 
Zahl „210" ersetzt durch die Zahl „240". 

4. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „ 130 " ersetzt durch 
die Zahl „ 141". 


5. In § 276 Abs. 4 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „75" 

durch die Zahl „81", 
die Zahl „55" 

durch die Zahl „59" und 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


2 a. Nach § 270 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 270 a 
Sozialzuschlag 

(1) Zu dem nach § 270 sich ergebenden Aus- 
zahlungsbetrag der Unterhaltshilfe wird ein So- 
zialzuschlag gewährt. 

(2) Der Sozialzuschlag beträgt für den Berech- 
tigten 30 Deutsche Mark monatlich. Er erhöht 
sich 

1. für den nicht dauernd von dem Berechtigten 
getrennt lebenden Ehegatten um 45 Deutsche 
Mark monatlich, 

2. für jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2 r 
sofern es von dem Berechtigten überwiegend 
unterhalten wird und das siebente Lebens- 
jahr vollendet hat, um 55 Deutsche Mark 
monatlich. 

(3) Der Sozialzuschlag wird nur gewährt, so- 
weit er die Summe 

1. der nach § 267 Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben a 
bis d, Nr. 3, 4, 6, 7 und 8 anrechnungsfreien 
Einkünfte mit Ausnahme der Grundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz für 
Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen und Krie- 
gerwitwer sowie der Schwerstbeschädigten 
und 

2. des Selbständigenzuschlags nach § 269 a 

übersteigt. Der Sozialzuschlag für Kinder nach 
Absatz 2 Nr. 2 vermindert sich ferner um die 
nach § 267 Abs. 2 Nr. 5 anrechnungsfreien Ein- 
künfte mit Ausnahme der Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz für Waisen." 

3. unverändert 


4. § 275 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unmittelbar geschädigte Vollwaisen im 
Sinne des § 265 Abs. 2 erhalten Unterhaltshilfe 
auf Zeit nach den Vorschriften dieses Abschnitts. 
An die Stelle des in § 267 Abs. 1 und in § 269 
Abs. 1 bestimmten Betrags tritt ein Satz von 
monatlich 141 Deutsche Mark. § 270 a ist nur auf 
Vollwaisen anzuwenden, die das 15. Lebensjahr 
vollendet haben*, als Sozialzuschlag ist ein Be- 
trag von 20 Deutsche Mark monatlich anzusetzen." 

5. unverändert 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 


die Zahl „35" 

durch die Zahl „37", 

b) in Satz 5 die Zahl „93" 

durch die Zahl „102". 


5a. In § 278 a Abs. 1 Nr. 5 werden nach dem Wort 
„Zahlungen" die Worte „einschließlich des So- 
zialzuschlags (§ 270 a)" eingefügt. 


6. In § 279 Abs. 1 wird ersetzt 


die 

Zahl 

„520 

die 

Zahl 

„230 

die 

Zahl 

„88 

die 

Zahl 

„195 

die 

Zahl 

„750 

die 

Zahl 

„310 

die 

Zahl 

„285 

die 

Zahl 

„139 


durch die Zahl „ 540 ", 
durch die Zahl „ 245 ", 
durch die Zahl „95", 
durch die Zahl „206", 
durch die Zahl „770", 
durch die Zahl „321", 
durch die Zahl „300" und 
durch die Zahl „146". 


6. § 279 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden ersetzt 

die Zahl „520" durch die Zahl „570", 

die Zahl „230" durch die Zahl „290“, 

die Zahl „88" durch die Zahl „95", 

die Zahl „195" durch die Zahl „206", 

die Zahl „750" durch die Zahl „800", 

die Zahl „310" durch die Zahl „321", 

die Zahl „285" durch die Zahl „345" und 

die Zahl „139" durch die Zahl „146". 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Für Kinder, die das siebente und für Voll- 
waisen, die das 15. Lebensjahr vollendet 
haben, erhöhen sich die für sie in den Sätzen 
2 bis 4 bestimmten Beträge um den Sozialzu- 
schlag nach § 270 a Abs. 2 Nr. 2 oder § 275 
Abs. 1 Satz 3". 


7. In § 292 wird ersetzt 

a) in Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 Satz 2 und Ab- 
satz 4 Nr. 1 jeweils die Zahl „93" durch die 
Zahl „102", 


7. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 Satz 2 und Ab- 
satz 4 Nr. 1 wird jeweils die Zahl „93" durch 
die Zahl „102" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Nr. 1 werden eingefügt: 

aa) nach den Worten „Satzes der Unterhalts- 
hilfe" die Worte „zuzüglich Sozialzu- 
schlag", 

bb) nach den Worten „Zuschlagsbetrag nach 
§ 269 Abs. 2" die Worte „und als So- 
zialzuschlag der in § 270 a Abs. 2 Nr. 1 
bestimmte Betrag." 


b) im vorletzten Satz des Absatzes 4 
die Zahl „35" durch die Zahl „38", 

die Zahl „60" durch die Zahl „66" und 

die Zahl „12" durch die Zahl „13". 


c) Im vorletzten Satz des Absatzes 4 werden 
ersetzt 

die Zahl „35" durch die Zahl „38", 
die Zahl „60" durch die Zahl „66" und 
die Zahl „12" durch die Zahl „13". 


§ 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 § 3 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 

1972 in Kraft. 


§ 2 

unverändert 
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